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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 RJ 16/03 A
Datum 13.10.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 R 658/03
Datum 24.05.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 13.
Oktober 2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitgegenstand ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit. Die 1951 geborene KlÃ¤gerin ist kroatische StaatsangehÃ¶rige
und wohnt seit Anfang 1999 wieder in ihrer Heimat. Bis dahin hat sie von MÃ¤rz
1968 bis Mai 1999 ausschlieÃ�lich in Deutschland Versicherungszeiten
zurÃ¼ckgelegt. Sie war hier als Fabrikarbeiterin tÃ¤tig und hat keine
Berufsausbildung absolviert. Ihr Erstantrag vom 05.05.1999 auf Rente wurde von
der Beklagten am 07.04.2000 nach Auswertung umfangreicher medizinischer
Unterlagen, u.a. Ã¼ber einen stationÃ¤ren Aufenthalt vom 14. bis 21.04.1999 sowie
eines Gutachtens eines Dr.B. aus Z. vom 02.07.1999 mit Bescheid vom 07.04.2000
abgelehnt. WÃ¤hrend Dr.B. die KlÃ¤gerin wegen rezidivierender endogener
Depression fÃ¼r vÃ¶llig arbeitsunfÃ¤hig hielt, wurde nach einer stationÃ¤ren
Untersuchung in R. vom 28.02. bis 01.03.2000 unter anderem durch den Nervenarzt
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Dr.M. festgestellt, trotz reaktiver depressiver VerstimmungszustÃ¤nde,
wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngiger Beschwerden und Bluthochdrucks sei die KlÃ¤gerin
vollschichtig leistungsfÃ¤hig. Der ablehnende Bescheid vom 07.04.2000 wurde
bestandskrÃ¤ftig, der KlÃ¤gerin wurden das Merkblatt 6 zur Aufrechterhaltung des
Versicherungsschutzes und ein Versicherungsverlauf Ã¼bersandt.

Am 29.03.2001 beantragte die KlÃ¤gerin erneut die GewÃ¤hrung von Rente. Wieder
erstellte der Chirurg Dr.B. nach Auswertung umfangreicher medizinischer
Unterlagen, unter anderem eines Entlassungsberichts einer psychiatrischen Klinik
vom 24.11.2000 sowie eines psychologischen Befundes vom 01.06.2001 und eines
psychiatrischen Gutachtens vom 13.06.2001, ein Formblattgutachten. Trotz einer
teilweisen Besserung kam er zu dem Schluss, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich wegen der
psychischen VerÃ¤ndertheit nicht an eine berufliche Arbeit anpassen. Zudem leide
die KlÃ¤gerin bereits seit vielen Jahren unter erhÃ¶hten Blutdruckwerten,
Beschwerden von Seiten der cervikalen und lumbalen WirbelsÃ¤ule sowie unter
einer Arthrose beider Kniegelenke.

Bei der erneut von der Beklagten veranlassten stationÃ¤ren Begutachtung in R.
wurde die KlÃ¤gerin in der Zeit vom 18.02. bis 20.02.2002 von dem Psychiater Dr.A.
untersucht. Er fand keinen Anhalt fÃ¼r eine leistungsrelevante psychische
StÃ¶rung, insbesondere nicht fÃ¼r eine Depression. Im Ã�brigen wurde kein
Bluthochdruck festgestellt, die klinische Untersuchung der WirbelsÃ¤ule ergab freie
Beweglichkeit und einen im Bereich der Norm liegenden neurologischen Befund.
Daraufhin lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 13.03.2002 eine
RentengewÃ¤hrung mit der BegrÃ¼ndung ab, es liege weder eine
Erwerbsminderung noch BerufsunfÃ¤higkeit vor. Trotz BeeintrÃ¤chtigung durch
Ã�bergewicht, wirbelsÃ¤ulenbezogener Beschwerden bei Abnutzungserscheinungen
und depressiver Verstimmung kÃ¶nnten noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
Arbeiten verrichtet werden. Durch eine freiwillige Beitragsleistung kÃ¶nne kÃ¼nftig
ein Anspruch auf Rente nicht mehr erworben werden.

Im Widerspruchsverfahren machte die KlÃ¤gerin geltend, seit Jahren wegen der
WirbelsÃ¤ule in Ã¤rztlicher Behandlung zu stehen. Zudem attestierte ein Psychiater
eine Verschlimmerung. Dr.D. sah in den zusÃ¤tzlich Ã¼bersandten medizinischen
Unterlagen, unter anderem in einem radiologischen Gutachten vom 11.04.2002,
keinen Anhaltspunkt fÃ¼r eine Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse, so dass die Beklagte
den Widerspruch am 15.10.2002 zurÃ¼ckwies. Leichte bis mittelschwere Arbeiten
in wechselnder KÃ¶rperhaltung kÃ¶nne die KlÃ¤gerin noch mindestens sechs
Stunden verrichten.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 07.01.2003 Klage erhoben und geltend gemacht,
aufgrund der neuesten medizinischen Unterlagen sei sie vollkommen auÃ�er
Stande, irgendeiner ArbeitstÃ¤tigkeit nachzugehen. Hierzu hat sie den
Entlassungsbericht der Klinik fÃ¼r Psychiatrie in Z. vom 05.07.2002 Ã¼ber den
stationÃ¤ren Aufenthalt vom 26.06. bis 05.07.2002 vorgelegt. Darin heiÃ�t es, die
KlÃ¤gerin leide unter einer reversiblen depressiven StÃ¶rung F33.2 und sei
arbeitsunfÃ¤hig, wobei die Prognose sehr fraglich sei. In einem Befund und
Gutachten eines Spezial-Psychiaters vom 10.10.2002 heiÃ�t es, die KlÃ¤gerin sei

                               2 / 8



 

wegen dauerhafter PersÃ¶nlichkeitsÃ¤nderung dauerhaft arbeitsunfÃ¤hig. Laut
Bericht desselben Arztes vom 15.11.2002 ist sie psychotisch dekompensiert. Aus
dem stationÃ¤ren Aufenthalt vom 20.11. bis 03.12.2002 ist sie erneut gebessert
unter der Diagnose "reversible depressive StÃ¶rung F33.2" entlassen worden. Laut
Befundbericht der Neurologin und Psychiaterin Dr.K. vom 17.05.2003 ist die
KlÃ¤gerin von MÃ¤rz 1996 bis Oktober 1997 wegen einer SomatisierungsstÃ¶rung
ambulant behandelt worden.

Im Auftrag des Sozialgerichts ist die KlÃ¤gerin von dem Neurologen und Psychiater
Dr.Dr.W. untersucht worden. Dieser hat in seinem Gutachten vom 02.07.2003
rezidivierende depressive Episoden mittelgradigen AusmaÃ�es diagnostiziert,
allerdings keinen Ã¼berdauernden Charakter dieses StÃ¶rungsmusters
entsprechend den Voruntersuchern bejaht. Eine schwerwiegende depressive
Krankheit liege nicht vor. ZusÃ¤tzlich bestÃ¼nden Analgetika-Kopfschmerz und
WirbelsÃ¤ulensyndrom ohne Nervenwurzelreizerscheinungen. Er hat leichte bis
mittelschwere Arbeiten im wechselnder KÃ¶rperhaltung, in geschlossenen RÃ¤umen
ohne besondere Belastungen des Achsenskeletts, besondere nervliche Belastung,
ohne Akkord, Schicht- und Nachtarbeit fÃ¼r vollschichtig zumutbar gehalten.
ZusÃ¤tzliche Arbeitspausen hat er nicht fÃ¼r notwendig gehalten, seines Erachtens
ist die KlÃ¤gerin auch noch umstellungsfÃ¤hig.

Ein weiteres Gutachten nach ambulanter Untersuchung ist von dem
Allgemeinmediziner Dr.Z. erstellt worden. Er hat eine eingehende kardiologische
Untersuchung bei Dr.K. veranlasst und zusammenfassend neben der depressiven
StÃ¶rung eine Herzminderleistung bei Bluthochdruck und Verdacht auf Herz-
durchblutungsstÃ¶rungen sowie WirbelsÃ¤ulenbeschwerden ohne
FunktionseinschrÃ¤nkung bei Abnutzungserscheinungen ohne neurologische
Ausfallserscheinungen festgestellt. Seines Erachtens ist die KlÃ¤gerin fÃ¼r leichtere
kÃ¶rperliche Arbeiten noch einsetzbar. Ausgeschlossen seien schweres Heben und
Tragen von Lasten, BÃ¼cken und Zwangshaltungen. Als Fabrikarbeiterin kÃ¶nne
die KlÃ¤gerin nicht mehr tÃ¤tig sein.

Nach Eingang von Unterlagen Ã¼ber die tagesklinische Behandlung der D. hat
Dr.Dr.W. am 13.10.2003 im Auftrag des Gerichts eine ergÃ¤nzende Stellungnahme
erstellt. Nachdem dieser keine Ã�nderung der bisherigen EinschÃ¤tzung bejaht
hatte, hat das Sozialgericht die Klage am 13.10.2003 abgewiesen. Nach Auswertung
aller vorliegender Beweisunterlagen und unter BerÃ¼cksichtigung der im SG-
Verfahren eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten liege keine relevante
Erwerbsminderung vor.

Gegen das am 07.11.2003 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 02.12.2003
Berufung eingelegt. Das Gericht habe den Entlassungsbericht vom 17.10.2003 nicht
berÃ¼cksichtigt. Sie sei erwerbs- und berufsunfÃ¤hig. Ausweislich des Berichts der
psychiatrischen Klinik vom 17.10.2003 ist die KlÃ¤gerin vom 07.09.2003 bis
17.10.2003 wegen Depressio stationÃ¤r behandelt worden. Im Kontrollbericht des
Dr.S. vom 18.11.2003 heiÃ�t es, die KlÃ¤gerin sei nach vorÃ¼bergehender kurzer
Besserung vollkommen berufsunfÃ¤hig.
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Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat ergÃ¤nzend einen kardiologischen Bericht von
MÃ¤rz 2004 vorgelegt, der laut Stellungnahme des Beratungsarztes der Beklagten
keine neuerliche Begutachtung erfordert.

Die KlÃ¤gerin ist im Auftrag des Gerichts am 16.04.2004 von der Ã�rztin fÃ¼r
Psychiatrie Dr.M. untersucht worden. In ihrem Gutachten vom 25.06.2004 hat sie
rezidivierende depressive StÃ¶rung, derzeit leichte Episode, einen
Spannungskopfschmerz, einen Analgetika-MiÃ�brauch mit analgetika-induziertem
Kopfschmerz sowie hals- und lendenwirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige Beschwerden ohne
neurologische FunktionsausfÃ¤lle diagnostiziert. Die depressiven Episoden
sprÃ¤chen gut auf Antidepressiva an und seien stets remittiert. Bei zumutbarer
Willensanstrengung kÃ¶nnten ihr noch leichte bis mittelschwere Arbeiten ohne
besondere Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit, ohne Zeitdruck, Nacht-
und Wechselschicht, ohne schweres Heben und Tragen von Lasten sowie ohne
Zwangshaltungen vollschichtig zugemutet werden.

Vom 12.08. bis 01.09.2004 ist die KlÃ¤gerin erneut stationÃ¤r behandelt worden.
Die Diagnose hat gelautet: rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig
schwere Episode ohne psychotische Symptome.

Dazu hat Dr.M. in ihrer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 07.12.2004 ausgefÃ¼hrt,
eine Ã¼berdauernde erheblich ausgeprÃ¤gte EinschrÃ¤nkung der psychischen und
nervlichen Belastbarkeit sei daraus nicht abzuleiten. Die depressive Episode werde
wahrscheinlich in absehbarer Zeit abklingen.

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte hat am 04.04.2005 einen Kontrollbericht des Dr.S.
vom 30.03.2005 Ã¼bersandt, wonach der Zustand nach wie vor schlecht sei. Es
werde angeregt, nebst einer kardiologischen Untersuchung, die dem Ermessen des
Gerichts Ã¼berlassen werde, eine ergÃ¤nzende psychiatrisch-psychologische
Begutachtung durchzufÃ¼hren. Dabei sei festzustellen, ob die Verschlimmerung
bereits seit dem Zeitpunkt der Antragstellung, als die besonderen
versicherungsrechtilchen Voraussetzungen noch vorgelegen hÃ¤tten, bestehe.

Die KlÃ¤gerin beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 13.10.2003 aufzuheben und die
Beklagte unter Aufhebung ihres Bescheides vom 13.03.2002 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 15.10.2002 zu verurteilen, ihr Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit ab 01.04.2001 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
13.10.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf den Inhalt der Beklagtenakten, der Akten des
Sozialgerichts Landshut sowie der Berufungsakten Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, erweist sich
jedoch als unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 13.10.2003
ist ebensowenig zu beanstanden wie der Bescheid der Beklagten vom 13.03.2002 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 15.10.2002. Die KlÃ¤gerin hat
keinen Anspruch auf Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit oder
BerufsunfÃ¤higkeit. Ihre Erwerbsminderung erreicht kein rentenrelevantes
AusmaÃ�.

Rente wegen Erwerbsminderung kÃ¶nnen Versicherte beanspruchen, wenn sie die
besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen erfÃ¼llen und
erwerbsgemindert oder berufsunfÃ¤hig sind (Â§Â§ 43, 240 SGB VI). Teilweise
erwerbsgemindert sind Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein (Â§ 43 Abs.1 Satz 2 SGB VI).

BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit oder
Behinderung im Vergleich zur ErwerbsfÃ¤higkeit von kÃ¶rperlich, geistig oder
seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten auf weniger als sechs Stunden gesunken ist. Der
Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu
beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten
entsprechen und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer
Ausbildung sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer
bisherigen BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht,
wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit mindestens sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kann;
dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 240 Abs.2
SGB VI).

Da die KlÃ¤gerin keinen Beruf erlernt hat und als Fabrikarbeiterin dem
Personenkreis der ungelernten Arbeiter zuzuordnen ist, ist sie auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt verweisbar. Entscheidend war daher, ob das RestleistungsvermÃ¶gen
der KlÃ¤gerin es ihr gestattet, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu arbeiten. Dies
ist trotz der anders lautenden Beurteilung der kroatischen Ã�rzte zu bejahen.

Mit dieser Beurteilung stÃ¼tzt sich der Senat auf das Gutachten der gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr.M. , die die KlÃ¤gerin persÃ¶nlich untersucht hat und nach
sorgfÃ¤ltiger Auswertung sÃ¤mtlicher Vorbefunde zu dem Ergebnis gekommen ist,
dass die KlÃ¤gerin noch vollschichtig leistungsfÃ¤hig ist. Bei dieser
SachverstÃ¤ndigen handelt es sich um eine neutrale und kompetente FachÃ¤rztin,
die als langjÃ¤hrige Gutachterin im Bereich der bayerischen Sozialgerichtsbarkeit
Ã¼ber umfangreiches Erfahrungswissen verfÃ¼gt und sich durch ihre genaue und
differenzierte Betrachtungsweise auszeichnet. Sie befindet sich in
Ã�bereinstimmung mit den Dres.W. und Z. , die im Auftrag des Sozialgerichts die
KlÃ¤gerin ebenfalls persÃ¶nlich untersucht haben. SchlieÃ�lich hat auch der von
der Beklagten hinzugezogene Facharzt Dr. A. lediglich qualitative EinschrÃ¤nkungen
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feststellen kÃ¶nnen.

Zwar halten die behandelnden Ã�rzte und Dr.B. die KlÃ¤gerin fÃ¼r dauerhaft
arbeitsunfÃ¤hig. Die relevante Erwerbsminderung ist jedoch allein nach den
deutschen Rechtsvorschriften und entsprechend den hier entwickelten
sozialmedizinischen GrundsÃ¤tzen festzustellen. Etwas anderes ergibt sich auch
nicht aus dem deutsch-kroatischen Sozialversicherungsabkommen. Die Beurteilung
von Seiten der deutschen SachverstÃ¤ndigen hat im Interesse der
Gleichbehandlung mit deutschen Versicherten Vorrang vor derjenigen der
kroatischen Gutachter. Diese vermochten bereits im vorausgegangenen und
bestandskrÃ¤ftig abgeschlossenen Verwaltungsverfahren nicht zu Ã¼berzeugen.

Die LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin wird in erster Linie durch die
GesundheitsstÃ¶rungen auf psychiatrischem Fachgebiet herabgesetzt. Es besteht
eine rezidivierende depressive StÃ¶rung mit phasisch abgesetzten depressiven
Episoden unterschiedlicher IntensitÃ¤t, die in den vergangenen Jahren wiederholt zu
stationÃ¤ren Aufenthalten gefÃ¼hrt haben. Wie die entsprechenden Berichte
Ã¼ber die bis 2003 lediglich kurzfristigen Krankenhausaufenthalte beweisen,
sprechen die depressiven Episoden gut auf Antidepressiva an, so dass die Episoden
zuletzt remittiert waren. Von einer Ã¼berdauernden schwerergradig ausgeprÃ¤gten
depressiven Episode kann daher nicht ausgegangen werden. Es fehlen
entsprechende Symptome wie schwergradig ausgeprÃ¤gter depressiver Affekt oder
Antriebshemmung. Die affektive SchwingungsfÃ¤higkeit war weitgehend erhalten
und der Antrieb nur leichtgradig vermindert.

Daran hat sich durch den Verlust naher AngehÃ¶riger Mitte des vergangenen Jahres
nichts Entscheidendes geÃ¤ndert. Zwar trat eine schwergradige depressive Episode
mit der Notwendigkeit eines neuerlichen stationÃ¤ren Aufenthalts auf. Die
KlÃ¤gerin reagierte bereits 1995 nach dem plÃ¶tzlichen Tod des Vaters mit
ausgeprÃ¤gter depressiver Symptomatik. Es ist daher wahrscheinlich, dass die
2004 ausgelÃ¶ste depressive Phase mit einer lÃ¤ngerdauernden
ArbeitsunfÃ¤higkeit infolge von depressiven Symptomen verbunden ist. Eine
Ã¼berdauernde erheblich ausgeprÃ¤gte EinschrÃ¤nkung der psychischen und
nervlichen Belastbarkeit mit sozialmedizinischer Relevanz lÃ¤Ã�t sich aus den
bekannten Befunden jedoch nicht ableiten. Es ist daher trotz der anderslautenden
Berichte Dr.S. damit zu rechnen, dass die vorwiegend reaktiv ausgelÃ¶ste
depressive Episode unter entsprechender Antidepressiva-Behandlung und ggf.
psychotherapeutischen GesprÃ¤chen in absehbarer Zeit abklingt.

Zweifellos ist die KlÃ¤gerin aus psychiatrischer Sicht in ihrer psychischen,
nervlichen und kÃ¶rperlichen Belastbarkeit eingeschrÃ¤nkt. Bei zumutbarer
Willensanstrengung kÃ¶nnen ihr jedoch noch leichte bis mittelschwere Arbeiten
ohne besondere Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit, ohne Zeitdruck,
ohne Nacht- und Wechselschicht, ohne schweres Heben und Tragen von Lasten
sowie ohne Zwangshaltungen vollschichtig zugemutet werden. Dabei ist
berÃ¼cksichtigt, dass sie neben den rezidivierenden depressiven StÃ¶rungen unter
einem Spannungskopfschmerz, Analgetika-MiÃ�brauch mit analgetika-induziertem
Kopfschmerz und hals- und lendenwirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngigen Beschwerden ohne
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neurologische FunktionsausfÃ¤lle leidet. Wegen Herzminderleistung,
Bluthochdrucks und Verdachts auf HerzdurchblutungsstÃ¶rungen sind der KlÃ¤gerin
lediglich leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten zumutbar. Diese EinschÃ¤tzung des Dr.
Z. muss aufgrund der spÃ¤ter vorgelegten Untersuchungsbefunde nicht revidiert
werden. Insbesondere ist eine Begutachtung auf kardiologischem Fachgebiet nicht
erforderlich, nachdem die am 29.03.2004 durchgefÃ¼hrte Ergometrie mittels
Belastung mit 100 und 120 Watt durchgefÃ¼hrt wurde und hierbei keine
signifikanten EKG-VerÃ¤nderungen aufgetreten sind. Damit folgt der Senat der
EinschÃ¤tzung des Internisten Dr.R. , der eine Leidensverschlimmerung
gegenÃ¼ber den der Begutachtung durch Dr. Z. zugrundeliegenden VerhÃ¤ltnissen
verneint hat.

Trotz wiederholter depressiver Episoden ist der KLÃ¤gerin der Arbeitsmarkt nicht
verschlossen. Ausnahmsweise als verschlossen gilt der Arbeitsmarkt trotz
sechsstÃ¼ndiger ErwerbsfÃ¤higkeit, wenn eine schwere spezifische
LeistungseinschrÃ¤nkung vorliegt (BSG, SozR 2200 Â§ 1246 Nr.136). Das AusmaÃ�
der bei der KlÃ¤gerin vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen lÃ¤Ã�t jedoch keinen
Zweifel daran, dass sie in einem Betrieb einsetzbar ist. Insbesondere konnten keine
tageszeitlich gebundenen Stimmungsschwankungen eruiert werden, es fanden sich
keine Hinweise auf WahrnehmungsstÃ¶rungen oder StÃ¶rungen des Kurz- und
LangzeitgedÃ¤chtnisses. Weder AuffassungsvermÃ¶gen noch
KonzentrationsfÃ¤higkeit sind gravierend beeintrÃ¤chtigt. Damit kann die KlÃ¤gerin
mit Ausnahme der wÃ¤hrend der depressiven Phasen bestehenden
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten einen Arbeitsalltag bewÃ¤ltigen.

Der Senat ist nicht verpflichtet, der KlÃ¤gerin eine konkrete VerweisungstÃ¤tigkeit
zu benennen. Dies hÃ¤tte nur zu gelten, wenn eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen gegeben wÃ¤re. Eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen ist nur in Betracht zu ziehen, wenn die FÃ¤higkeit des
Versicherten, kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu
verrichten, zusÃ¤tzlich in erheblichem Umfang eingeschrÃ¤nkt ist. Der Ausschlus
von TÃ¤tigkeiten, die unter besonderem Zeitdruck und in Schichtdienst zu
erbringen sind, zÃ¤hlt nicht zu den EinschrÃ¤nkungen, die die konkrete Benennung
einer VerweisungstÃ¤tigkeit zur Folge haben (BSG, GroÃ�er Senat, Beschluss vom
19.12.1996 in SozR 3-2600 Â§ 44 mit Verweis auf BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr.117).
Die weiteren bei der KlÃ¤gerin vorliegenden EinschrÃ¤nkungen wie das Heben und
Tragen von Lasten, das Verbot von Zwangshaltungen und von besonderen
Anforderungen an die nervliche Belastbarkeit schrÃ¤nken das Feld mÃ¶glicher
Einsatzbereiche nicht zusÃ¤tzlich ein, weil diese bereits von dem Erfordernis
"kÃ¶rperlich leichte Arbeit" erfasst werden. Angesichts des uneingeschrÃ¤nkten
GehvermÃ¶gens, des erhaltenen Seh- und HÃ¶rvermÃ¶gens und ausreichender
FunktionsfÃ¤higkeit der Arme und WirbelsÃ¤ule erscheinen Verrichtungen wie z.B.
Zureichen, Abnehmen, Bedienung von Maschinen, Transportieren, Aufsicht und
Kontrolle, mÃ¶glich.

Selbst wenn sich die Erwartung der SachverstÃ¤ndigen Dr.M. in ihrer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 07.12.2004 nicht bewahrheiten sollte, es werde in absehbarer
Zeit wieder zu einer Besserung des Gesundheitszustands kommen, ist eine
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RentengewÃ¤hrung nicht veranlasst. Bis zur Untersuchung dur Dr.M. am
16.04.2004 liegt keine relevante Erwerbsminderung vor. Eine etwaige
Leidensverschlimmerung in der Folge Ã¤ndert an den bis April 2004 gefundenen
Untersuchungsergebnissen nichts, so dass die vom KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten fÃ¼r
mÃ¶glich gehaltenen neuen Erkenntnisse ab Antragstellung 2001 nicht
nachvollzogen werden kÃ¶nnen. Bei einem mÃ¶glichen Versicherungsfall im August
2004 fehlen aber die besonderen versicherungsrechtlichen Voraussetzungen. Im
maÃ�geblichen FÃ¼nf-Jahres-Zeitraum vor dem fiktiven Eintritt des
Versicherungsfalls hÃ¤tte die KlÃ¤gerin nÃ¤mlich keinen Pflichtbeitrag entrichtet.
Der letzte Pflichtbeitrag wurde wegen AFG-Leistungsbezugs im Mai 1999 entrichtet.
Die KlÃ¤gerin hat es nach Ablehnung ihres ersten Rentenantrags am 07.04.2000
unterlassen, fÃ¼r die Aufrechterhaltung des Versicherungsschutzes mittels
freiwilliger BeitrÃ¤ge zu sorgen. Die jetzt entstandende VersicherungslÃ¼cke kann
mittels freiwilliger BeitrÃ¤ge nicht mehr gefÃ¼llt werden.

Aus diesen GrÃ¼nden war die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 06.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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